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GmbHG bejaht. Die Verrechnung der C. Bank 
aufgrund des Cross-Pledge sei dem Beklag-
ten als eine von ihm veranlasste Zahlung i. S. 
des § 64 Satz 1 GmbHG zuzurechnen. Der 
Zahlungsbegriff des § 64 GmbHG sei nach 
höchstrichterlicher Rechtsprechung weit 
auszulegen, sodass hierunter i. d. R. auch die 
Abbuchung von einem Konto der Gesell-
schaft falle. Auch könne der vorliegende Fall 
nicht mit solchen Fällen verglichen werden, 
in welchen Kontopfändungen vorgelegen 
hätten und deshalb eine zurechenbare Hand-
lung des Geschäftsführers nicht gegeben 
sei. Ein wesentlicher Unterschied liege schon 
darin, dass zum Zeitpunkt der Verrechnung 
das Konto der Insolvenzschuldnerin im Plus 
gewesen sei. Es habe daher kein Anlass für 
Sicherungsmaßnahmen bestanden. Die Ver-
rechnung sei wegen der Vereinbarung mit 
der C. Bank über die Einbeziehung des insol-
venzschuldnerischen Kontos in das Cross-
Pledge berechtigt. Selbst wenn die Willens-
bildung zur Verrechnung und damit zur 
Abbuchung vom Konto der Gesellschaft 
letztlich am 4. 9. 2009 ohne aktives Zutun 
des Beklagten stattgefunden habe, sei die-
sem die Handlung der C. Bank bzgl. der Ver-
rechnung zuzurechnen, denn er hätte sie 
jedenfalls verhindern können. Der Geschäfts-
führer hätte spätestens bei Feststellung der 
Überschuldung der Gesellschaft Maßnah-
men treffen müssen, um die Verrechnungen 
zulasten der Insolvenzschuldnerin zu ver-
hindern. Wenn ein Geschäftsführer bewusst 
das Mittel des Cross-Pledge wähle, sei er sich 
auch des Risikos für die Gesellschaft bewusst 
und müsse daher bei Gefahren für die Gesell-
schaft rechtzeitig Abwehrmaßnahmen er-
greifen, um eine Kontenverrechnung zu-
lasten der Gesellschaft zu unterbinden. Die 
Revision wurde vom OLG München nicht 
zugelassen.

 1.3  Rechtliche Würdigung 

Der Entscheidung des OLG München ist zu-
zustimmen. Zwar haftet ein Geschäftsführer 
regelmäßig nach § 64 GmbHG, weil er aktiv 
tätig geworden ist und Auszahlungen getä-

fahren geht zurück auf einen Insolvenzeröff-
nungsantrag vom 30. 3. 2009 und wurde am 
29. 7. 2010 eröffnet. Bereits zum 30. 4. 2009 
wurde der Kläger zum vorläufigen Insolvenz-
verwalter bestellt. Der Beklagte ist Geschäfts-
führer der Komplementärin. Die Schuldnerin 
unterhielt – ebenso wie privat der Beklagte – 
ein Konto bei der C. Bank AG in Zürich. Am 
12. 3. 2002/15. 3. 2002 band der Beklagte so-
wohl das Geschäftskonto der Schuldnerin als 
auch sein Privatkonto in ein gemeinsames 
Cross-Pledge ein. Nachdem die C. Bank von 
der Stellung des Insolvenzantrags und der 
Bestellung des vorläufigen Insolvenzverwal-
ters erfahren hatte, kündigte sie die Ge-
schäftsverbindung. Das Konto der Schuldne-
rin wies zu diesem Zeitpunkt (3. 9. 2009) ein 
Guthaben von 648.000 USD aus. Die im Soll 
befindlichen Privatkonten des Beklagten 
glich die C. Bank am 4. 9. 2009 durch Ver-
rechnungen mit Guthabensbeträgen vom 
insolvenzschuldnerischen Konto i. H. von 
rund 181.350 USD und 22.887 USD ohne 
weiteres Zutun des Beklagten aus. Der Klä-
ger nahm den Beklagten vor dem Landge-
richt auf Erstattung dieser Beträge in An-
spruch. Das Gericht gab dem Kläger unter 
Berufung auf Insolvenzanfechtungsvorschrif-
ten Recht und verurteilte den Beklagten zur 
Zahlung. Die hiergegen eingelegte Berufung 
des Beklagten hat das OLG für unbegründet 
erachtet.

 1.2  Entscheidung des OLG München: 
Abschluss eines Cross-Pledge genügt für 
eine zurechenbare Handlung

Das OLG München hat es dahinstehen las-
sen, ob die vom erstinstanzlichen Gericht ins 
Feld geführten Insolvenzanfechtungsvoraus-
setzungen gegeben sind und es hat das Vor-
liegen der tatbestandlichen Voraussetzungen 
für eine Haftung des Beklagten nach § 64 

Wirtschaftliche Krisen ereignen sich regel-
mäßig vor einem komplexen rechtlichen Hin-
tergrund. Die zu beachtenden Vorschriften 
sind über verschiedene Gesetze verteilt, zu-
dem oft unklar und befinden sich in einer 
permanenten „Überarbeitung“ durch die 
Rechtsprechung. Die maßgebende Rechts-
lage und ihre Entwicklung durch die Recht-
sprechung im Blick zu behalten, stellt hohe 
Anforderungen insbesondere an Berater. 
Diese Kolumne wirft ohne Anspruch auf Voll-
ständigkeit ein Schlaglicht auf besonders be-
deutsame Entscheidungen der jüngeren Zeit.

Gesellschaftsrecht

 1. Zurechenbare Handlung des 
 Geschäftsführers bei Kontoverrech-
nung aufgrund einer „Cross-Pledge“-
Vereinbarung

Im Falle der Insolvenz einer GmbH droht 
dem Geschäftsführer regelmäßig die Inan-
spruchnahme durch den Insolvenzverwalter 
gem. den §§ 43 und 64 GmbHG. Gerade § 64 
GmbHG birgt insoweit erhebliche Risiken, als 
der Geschäftsführer grundsätzlich für jeg-
liche Auszahlungen der GmbH haftet, die 
nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit bzw. 
der Feststellung der Überschuldung geleistet 
werden. Das OLG München hat sich in sei-
nem Urteil vom 13. 2. 20131 mit der Frage 
befasst, ob auch die Vereinbarung eines sog. 
Cross-Pledge – also die wechselseitige Ver-
haftung – für die Konten der Gesellschaft 
und des Geschäftsführers privat ausreichend 
ist, um eine zurechenbare Handlung des Ge-
schäftsführers zu begründen. 

 1.1  Sachverhalt

Der Kläger ist Insolvenzverwalter über das 
Vermögen der S. GmbH & Co. KG. Das Ver-
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raums von einem Jahr vor Insolvenzantrag-
stellung nach § 135 Abs. 1 Nr. 2 InsO vor-
nimmt, könne die Qualifizierung einer 
Forderung nicht beseitigt werden. Anson-
sten würden die Folgen des § 39 Abs. 1 Nr. 5 
InsO umgangen werden, der Forderungen 
von Gesellschaftern als nachrangig einord-
net. Dies habe zur Folge, dass die abgetre-
tene Forderung nachrangig sei und dieser 
Nachrang auch gegenüber dem Zessionar 
fortgelte. 

Schlussendlich beantwortet das Gericht 
auch die Frage, ob der Kläger gegen die Be-
klagte vorgehen konnte, obwohl die Forde-
rung abgetreten war und die Zahlung an den 
Abtretungsgläubiger erfolgte. Hier stellt das 
Gericht fest, dass Zedent und Zessionar als 
Gesamtschuldner für die Erstattung haften. 
Der Gesellschafter hafte ebenfalls gegenüber 
der Insolvenzmasse, da die Zahlung der 
Schuldnerin auf die Durchsetzung der eige-
nen wirtschaftlichen Interessen des Gesell-
schafters basiere.

 1.3  Rechtliche Würdigung

Der BGH hat in seiner Entscheidung rich-
tungsweisende Grundsätze niedergelegt. Ein 
Gesellschafter kann sich der Folgen von 
§ 135 InsO sowie § 39 InsO nicht dadurch 
entziehen, dass er die Forderung abtritt. 
Gleiches gilt auch für die Fälle, in denen ein 
Gesellschafter innerhalb eines Jahres vor 
Insolvenzantragstellung die Gesellschafter-
position aufgibt. Auch hier ist der ehemalige 
Gesellschafter zur Erstattung im Insolvenz-
fall verpflichtet. In beiden Fällen zeigt sich 
das Bemühen der Rechtsprechung, jegliche 
Umgehungsversuche zu verhindern.

Eine besondere Gefahr ergibt sich aus der 
gesamtschuldnerischen Haftung für Gesell-
schafter. Obwohl der Gesellschafter die For-
derung abtrat und die Zahlung an den Zes-
sionar erfolgte, haftet der Gesellschafter für 
die Erstattung. Damit ist im Extremfall nicht 
nur der Darlehensbetrag verloren. 

2. Übertragung von Wertpapieren 
aus einem Gemeinschaftsdepot auf 
ein Einzeldepot des Ehegatten

Gerät ein Lebens- oder Ehepartner in die 
wirtschaftliche Krise, so stellt sich für den 
nicht betroffenen Teil immer die Frage, wie 

terrichtete C die Schuldnerin von der Ab-
tretung. Am 8. 6. 2010 erfolgte nach Eintritt 
der Fälligkeit die Aufforderung zur Dar-
lehensrückzahlung. Daraufhin überwies die 
Schuldnerin am 8. 6. 2010 528.500 € auf das 
Konto der C.

Aufgrund eines Eigenantrags der Schuldne-
rin vom 16. 8. 2010 wurde am 1. 11. 2010 das 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der 
Schuldnerin eröffnet und der Kläger zum 
Insolvenzverwalter bestellt. Der Kläger ver-
langt nach § 135 InsO von der Beklagten die 
Erstattung von 528.500 €. Nachdem die erste 
Instanz der Klage stattgegeben hatte, wies das 
OLG die Klage ab. Der Kläger verfolgt seine 
Forderung im Revisionsverfahren weiter.

 1.2  Entscheidung des BGH: Umgehung 
der insolvenzrechtlichen Vorschriften

Der BGH hat das erstinstanzliche Urteil wie-
der hergestellt. Hierbei bejaht das Gericht in 
einem ersten Schritt die Frage, ob es sich bei 
der Forderung der Beklagten gegen die 
Schuldnerin um ein Gesellschafterdarlehen 
i. S. von § 135 InsO handelt. In den Mittel-
punkt seiner Begründung stellt der BGH 
hierbei die von Rechtsprechung und Schrift-
tum entwickelten Regeln zum Eigenkapital-
ersatzrecht. Zwar seien die Grundsätze zum 
Eigenkapitalersatzrecht durch das MoMiG 
und die damit einhergehenden gesetzlichen 
Regeln aufgehoben, sie könnten aber im 
Rahmen der Gesetzesauslegung weiter he-
rangezogen werden. Dies gelte auch für § 135 
Abs. 1 InsO und die dort aufgenommenen 
„gleichgestellten Forderungen“. Mit dieser 
Regelung habe der Gesetzgeber § 32a GmbHG 
a. F. personell und sachlich in die InsO über-
nommen. Dies ermögliche es, die Regelung 
im Lichte der zum Eigenkapitalersatzrecht 
entwickelten Rechtsprechung auszulegen 
und damit auch ihre Reichweite zu bestim-
men. Folglich seien Gesellschafterdarlehen 
und Darlehen verbundener Unternehmen 
gleichzustellen. Dies ergebe sich aus dem 
Wortlaut, aber auch aus dem gesetzgebe-
rischen Willen bei Verabschiedung des Ge-
setzes. 

In einem zweiten Schritt setzt sich der BGH 
mit der Frage auseinander, ob die Abtre-
tung der Forderung von der Beklagten an 
die C den Charakter eines Gesellschafter-
darlehens beseitigt hat. Soweit der Gesell-
schafter die Abtretung innerhalb eines Zeit-

tigt oder bewilligt hat. Ein Unterlassen kann 
dem Geschäftsführer jedoch dann zum Vor-
wurf gemacht werden, wenn ihn eine Pflicht 
zum Handeln trifft. Eine solche Handlungs-
pflicht kann sich aus den Umständen erge-
ben; dann nimmt der Geschäftsführer eine 
sog. Garantenstellung ein, sodass er ver-
pflichtet ist, dafür Sorge zu tragen, einen 
vorhersehbaren Schaden zu verhindern. 
Richtigerweise sieht das OLG München ei-
nen solchen Fall als gegeben an, wenn der 
Geschäftsführer ein riskantes Mittel wie das 
des Cross-Pledge zwischen seinen Privat- 
und den Geschäftskonten wählt. Hier ist für 
den Geschäftsführer schon bei Abschluss der 
Vereinbarung mit der Bank die drohende 
Verrechnung zulasten des Unternehmens 
absehbar.

Insolvenzrecht

 1. Abgetretene eigenkapitalerset-
zende Gesellschafterdarlehen in der 
Insolvenz

Die drohende Insolvenz motiviert Gesell-
schafter zu Bemühungen, ihre Forderungen 
gegen die Gesellschaft zu sichern. Der BGH 
hatte in seinem Urteil vom 21. 2. 20132 einen 
Fall zu beurteilen, in dem ein Gesellschafter 
seine Darlehensforderung an einen Dritten 
abgetreten hatte und dieser dann erfolgreich 
gegen die spätere Insolvenzschuldnerin die 
Forderung realisierte.

 1.1  Sachverhalt

Die U-GmbH (nachfolgend „U“ genannt) ist 
alleinige Kommanditistin der E-GmbH & Co. 
KG (nachfolgend „Schuldnerin“ genannt) 
und Gesellschafterin der Komplementärin E-
GmbH. Die Beklagte ist ihrerseits die einzige 
Gesellschafterin der U. Aufgrund Darlehens-
vertrags vom 30. 10./3. 11. 2009, der am 27. 1. 
2010 angepasst wurde, zahlte die Beklagte 
am 5. 11. 2009 der Schuldnerin einen Betrag 
von 500.000 € bei einer Verzinsung von 
9,5 % pro Jahr.

Im März 2010 trat die Beklagte ihre Darlehens-
forderung gegen Zahlung von 375.000 € an 
C ab. Die Vereinbarung sah einen vollstän-
digen Ausschluss der Gewährleistung und 
der Haftung vor. Hiervon waren u. a. die An-
sprüche aus Anfechtung nach §§ 119 ff. BGB 
betroffen. Mit Schreiben vom 23. 3. 2010 un-
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gern führt die Entscheidung noch einmal die 
gerne unterschätzte Möglichkeit vor Augen, 
trotz Vermögensverschiebungen des Schuld-
ners auf ehemalige Vermögenswerte zuzu-
greifen. Meist scheuen Gläubiger diesen 
Schritt, weil sie Sachverhalte aufklären müs-
sen, was Mühe und Geld kostet. Regelmäßig 
können so aber noch unerwartete Geldbe-
träge vereinnahmt werden.

3. Weitere insolvenzrechtliche Recht-
sprechung in Kürze

3.1  Zuständigkeit bei Anfechtung von 
Zahlungen an Urlaubskasse

Macht der Insolvenzverwalter auf dem Klage-
weg insolvenzrechtliche Anfechtungsansprü-
che im Hinblick auf von der Schuldnerin für 
ihre Arbeitnehmer erbrachte Beitragszah-
lungen gegen eine gemeinnützige Urlaubs-
kasse geltend, so ist nach Ansicht des BGH 
trotz der Vorgaben des § 2 Abs. 1 Nr. 4b 
ArbGG die ordentliche Gerichtsbarkeit und 
nicht Arbeitsgerichtsbarkeit zuständig4.

3.2  Nachweis des Gläubigerbenachteili-
gungswillens

Nach Ansicht des OLG Frankfurt/M. in einem 
Urteil vom 28. 2. 20135 ist ein Gläubigerbe-
nachteiligungswille bei Zahlungen auf fäl-
lige Zins- und Tilgungsforderungen einer 
Bank von einem gedeckten Konto der Schuld-
nerin nicht schon deshalb anzunehmen, weil 
für die Schuldnerin an einem bestimmten 
zukünftigen Zeitraum Zahlungsunfähigkeit 
droht.

3.3  Unterhaltsansprüche als Forde-
rungen aus unerlaubter vorsätzlicher 
Handlung

Nach Ansicht des OLG Celle in seinem Be-
schluss vom 11. 3. 20136 können Forderun-
gen auf Kindesunterhalt und die Kosten, die 
bei der Durchsetzung dieser Ansprüche ent-
standen sind, Forderungen aus vorsätzlicher 
unerlaubter Handlung sein.

AnfG stützen. Die Übertragung der Wertpa-
piere in das Einzeldepot der Beklagten sei 
als unentgeltliche Zuwendung i. S. von § 4 
Abs. 1 AnfG zu werten. Die Beklagte selbst 
habe nicht behauptet, eine Gegenleistung für 
die Wertpapiere erbracht zu haben. Hierbei 
erklärt das Gericht klarstellend, auch für den 
Fall einer ehebedingten Zuwendung – von der 
man vorliegend nicht ausgehen könne – sei 
eine Unentgeltlichkeit anzunehmen und eine 
Anfechtung nicht ausgeschlossen. 

Als anfechtbare Rechtshandlung identifi-
ziert das Gericht den durch M veranlassten 
Transfer der Wertpapiere vom Gemeinschafts-
depot auf das Einzeldepot. Durch diese Maß-
nahme seien zugleich die Vollstreckungs-
möglichkeiten der Klägerin verkürzt worden. 
Das Gericht stellt bei seiner Begründung auf 
die unterschiedlichen Gestaltungsmöglich-
keiten von Gemeinschaftskonten und -depots 
ab. Während bei sog. Und-Depots von einer 
Bruchteilsgemeinschaft der Depotinhabern 
aufgrund §§ 1006 Abs. 3, 741, 742 BGB aus-
zugehen sei, fehle es bei einem Oder-Konto 
an einer solchen Vermögenszuordnung. 
Sämtliche Depotinhaber könnten gemein-
schaftlich, aber auch jeder einzelne Inhaber 
der im Depot vorhandenen Vermögenswerte 
sein. Folglich müsse man feststellen, wem die 
transferierten Wertpapiere konkret zustän-
den. Vorliegend seien die Investition des M 
unstreitig geblieben, ebenso die Gewinnbu-
chungen des M. Die Beklagte habe lediglich 
behauptet, selbst auch Anschaffungen ge-
tätigt zu haben, ohne jedoch nähere Angaben 
zu den einzelnen von ihr getätigten Vorgän-
gen zu machen. Daher habe das erstinstanz-
liche Gericht auch aufgrund des unsubstan-
tiierten Vortrags von einer Beweisaufnahme 
absehen können. Folgerichtig sei das erst-
instanzliche Gericht von einer Inhaberschaft 
des M ausgegangen, die unentgeltlich auf die 
Beklagte übertragen wurde.

2.3  Rechtliche Würdigung

Die Entscheidung des OLG Celle bestätigt 
über den streitgegenständlichen Fall der Gel-
tendmachung von Rechten nach dem AnfG 
hinaus auch für Insolvenzverfahren – die 
u. a. ähnliche Anfechtungsregelungen wie 
das AnfG enthalten – die Zugriffsmöglich-
keiten auf Vermögenswerte. Lebens- und 
Ehegemeinschaften müssen stark darauf 
achten, eine Vermögenszuordnung vorzu-
nehmen und Klarheit zu schaffen. Gläubi-

er seine Vermögenswerte vor einem unbe-
rechtigten Zugriff der Gläubiger schützen 
kann. Umgekehrt droht Gläubigern eine Ver-
mögensverschiebung zwischen den Part-
nern, damit Werte der Zwangsvollstreckung 
entzogen und für die Lebensgemeinschaft 
erhalten bleiben. Das OLG Celle setzte sich in 
seinem Urteil vom 7. 3. 20133 mit der Frage 
auseinander, inwieweit die Umschichtung 
eines Depots auf einen Ehegatten von den 
Schuldnern zu akzeptieren ist.

2.1  Sachverhalt

Die beklagte F ist mit M verheiratet. Zum 
Zeitpunkt des Prozesses behauptete die Be-
klagte, von M getrennt zu leben. In der Ver-
gangenheit besaßen die Eheleute bei einer 
Bank ein Gemeinschaftsdepot, welches als 
Oder-Depot ausgestaltet war. Zugleich un-
terhielt F ein Depot, an dem nur sie berech-
tigt war. In der Vergangenheit erwarb M 
Wertpapiere und entrichtete den Kaufpreis 
jeweils zu einem erheblichen Teil aus seinem 
Girokonto. Einnahmen aus den Geschäften 
wies M als eigene Gewinne aus. Auch die 
Beklagte will in der Vergangenheit aus eige-
nen Mitteln Anschaffungen über das Depot 
getätigt haben. M habe das Depot für beide 
Partner verwaltet. Am 4. 5. 2011 kam es zur 
Übertragung von Wertpapieren im Wert von 
22.249,85 € durch M aus dem Gemein-
schaftsdepot in das Depot der Beklagten. 
Hierbei erfolgte die Auftragserteilung an die 
Bank unter der Angabe „Übertrag mit Gläu-
bigerwechsel“ und „Ehegattenübertragung“.

M schuldete der Klägerin einen erheblichen 
Geldbetrag. Die Forderung der Klägerin war 
tituliert, und die Klägerin betrieb erfolglos 
die Zwangsvollstreckung. Einen Tag nach 
der Übertragung der Wertpapiere, am 5. 5. 
2011, gab M die eidesstattliche Versicherung 
über seine Vermögensverhältnisse ab.

Die Klägerin begehrt die Duldung der 
Zwangsvollstreckung durch die Beklagte in 
die Wertpapiere und beruft sich hierbei u. a. 
auf § 1 Abs. 1 AnfG. In der Vorinstanz hatte 
die Klägerin obsiegt.

2.2  Entscheidung des OLG Celle: Zugriff 
der Gläubiger auf Wertpapiere möglich

Die Berufung des Beklagten hat keinen Er-
folg. Nach Ansicht des OLG Celle kann die 
Klägerin ihren Anspruch auf Duldung der 
Zwangsvollstreckung erfolgreich auf das 
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raum) dem Veranlagungszeitraum als Tat-
bestandsvoraussetzung in § 10d Abs. 2 Satz 1 
EStG entspricht. Der Sockelbetrag ist hier-
nach nur einmal zu berücksichtigen. Maß-
geblich stellt der BFH dabei auf den klaren 
Wortlaut des § 11 Abs. 1 Satz 1 KStG ab, wo-
nach der im Zeitraum der Abwicklung er-
zielte Gewinn der Besteuerung zugrundezu-
legen ist. Dieser (Abwicklungs-)Zeitraum 
trete – unabhängig von seiner Dauer – als 
einheitlicher Veranlagungszeitraum an die 
Stelle des im Normalfall der Besteuerung 
maßgebenden Kalenderjahrs. Hierin liege 
auch kein Widerspruch zur gewerbesteuer-
rechtlichen Rechtslage, welche stets „Jahres-
veranlagungen“ vorsehe. Nach § 16 Abs. 1 
GewStDV sei der Gewerbeertrag, der im Zeit-
raum der Abwicklung entstanden ist, auf die 
Jahre des Abwicklungszeitraums zu vertei-
len. Damit finde nur eine zeitanteilige Zuwei-
sung des für den gesamten Abwicklungszeit-
raum ermittelten Gewerbeertrags auf die (ein-
zelnen) Jahre des Abwicklungszeitraums statt.

 1.3  Rechtliche Würdigung

Die Finanzverwaltung setzt bislang die KSt 
jeweils für die ersten drei Jahre und sodann 
für die Folgejahre einzeln und abschließend 
fest. Damit kann ab dem vierten Liquidati-
onsjahr der Grundabzugsbetrag jährlich er-
neut gewährt werden. Der BFH geht demge-
genüber davon aus, dass es sich hierbei je-
weils nur um vorläufige Zwischenveranla-
gungen handelt, die nach Abschluss der 
Liquidation durch eine Veranlagung für den 
gesamten Abwicklungszeitraum zu ersetzen 
sind, wobei wiederum nur einmal der Grund-
abzugsbetrag zur Verfügung steht. Diese 
Rechtsauffassung lässt sich im Hinblick auf 
den Wortlaut des § 11 KStG vertreten. Ob die 
Finanzverwaltung ihre Praxis in Anbetracht 
des Urteils des BFH ändern wird, bleibt ab-
zuwarten.

2. Besserungsschein und Schenkung-
steuer: Verkehrswert maßgeblich

Der sog. Besserungsschein ist gerade im 
Rahmen von Sanierungen ein effektives In-
strument für die Verhandlungen mit den 
Gläubigern. Es handelt sich juristisch um ein 

2003 auf 0 € fest. Bei dieser Berechnung 
berücksichtigte das FA einen einkommens-
wirksamen Verlustabzug i. H. von 5.827.830 € 
und stellte den verbleibenden Verlustabzug 
zum 31. 12. 2003 auf 11.673.858 € fest. Die 
KSt 2004 setzte das FA bei einem zu ver-
steuern den Einkommen von 219.482 € auf 
54.870 € fest. Weiterhin ermittelte es zum 
31. 12. 2004 einen verbleibenden Verlust-
abzug von 10.344.635 €, welcher sich gem. 
§ 10d Abs. 2 Satz 1 EStG aus dem zum 31. 12. 
2003 festgestellten, verbleibenden Verlustab-
zug von 11.673.858 € abzgl. 1 Mio. € „Sockel-
betrag“ und abzgl. 329.223 € (60 % des nach 
Abzug des Sockelbetrags vom Jahresüber-
schuss verbleibenden Betrags von 548.705 €) 
errechnete. Für 2005 setzte das FA die KSt 
auf 0 € fest (die Feststellung zum verblei-
benden Verlustabzug zur KSt erfolgte mit 
12.016.606 €, indem der zum 31. 12. 2004 
festgestellte Betrag von 10.344.635 € um den 
Verlust für 2005 von 1.671.971 € erhöht 
wurde). Mit ei nem Änderungsbescheid für 
die Streitjahre 2003–2005 wurde die KSt 
einheitlich auf insgesamt € 335.905 festge-
setzt und damit gegenüber den bisherigen 
Bescheiden um insgesamt € 281.035 erhöht. 
Das FA erläuterte die Festsetzung unter Hin-
weis auf eine Liquidationsbesteuerung nach 
§ 11 KStG, wobei es den Sockelbetrag zzgl. 
60 % i. S. des § 10d Abs. 2 Satz 1 EStG nur 
einmal berücksichtigte. Der Kläger setzte 
sich vor dem Finanzgericht gegen diese Än-
derungsbescheide zur Wehr. Das FG gab dem 
Kläger Recht und verdoppelte bei der Steuer-
berechnung im Hinblick auf zwei Gewinn-
jahre im dreijährigen Besteuerungszeitraum 
den Sockel-/Grundabzugs betrag von 1 Mio. € 
nach § 10d Abs. 2 Satz 1 EStG i.V. mit § 8 Abs. 1 
KStG. Das FA rügt mit seiner Revision beim 
BFH die Verletzung materiellen Rechts und 
beantragte, das an gefochtene Urteil des FG 
aufzuheben und die Klage abzuweisen. Der 
BFH gab dem FA Recht und lehnte eine mehr-
fache Anwendung des Sockelbetrags in ei-
nem mehrjährigen Besteuerungszeitraum bei 
der Abwicklung einer Kapitalgesellschaft ab.

 1.2  Entscheidung des BFH: Kein mehr-
facher Sockelbetrag

Der BFH hat entschieden, dass bei einer Ver-
anlagung i. S. des § 11 Abs. 1 KStG der dort 
gewählte Besteuerungszeitraum (als Abwick-
lungszeitraum bzw. bei einer entsprechenden 
Zwischenveranlagung der Mehr-Jahres-Zeit-

3.4  Begrenzte Auskunftspflicht des 
Schuldners in der Wohlverhaltensphase

Ist der Schuldner in der Wohlverhaltens-
phase selbständig tätig, so muss er auf Ver-
langen Auskünfte erteilen, die es ermög-
lichen, eine dem ihm mögliche abhängige 
Tätigkeit und das anzunehmende fiktive 
Nettoeinkommen zu bestimmen, dagegen 
muss der Schuldner keine Auskünfte über 
etwaige Gewinne aus seiner selbständigen 
wirtschaftlichen Tätigkeit erteilen7.

3.5  Höchstpersönliche Dienstleistungen 
unterfallen nicht dem Insolvenzbeschlag 

Ansprüche des Schuldners auf eine höchst-
persönliche Dienstleistung sind nach dem 
Urteil des BGH vom 21. 2. 20138 nicht über-
tragbar und pfändbar. Sie unterfallen damit 
auch nicht dem Insolvenzbeschlag.

Steuerrecht

 1. Kein mehrfacher „Sockelbetrag“ im 
mehrjährigen Besteuerungszeitraum

Wird ein Unternehmen im Rahmen der In-
solvenz nicht fortgeführt, sondern durch die 
Verwertung der vorhandenen Vermögens-
werte abgewickelt, finden in körperschaft-
steuerrechtlicher Hinsicht die Sonderrege-
lungen des § 11 KStG Anwendung. Dies hat 
zur Folge, dass der für die Körperschaftsteuer 
maßgebliche Besteuerungszeitraum nicht 
das einzelne Kalenderjahr der Abwicklung 
ist, sondern der gesamte (Insolvenz-)Ab-
wicklungszeitraum. Der BFH9 hatte sich in 
seiner Entscheidung vom 23. 1. 2013 mit der 
Frage zu befassen, ob der Veranlagungszeit-
raum bei der Verlustvortragsregelung des 
§ 10d Abs. 2 Satz 1 EStG in diesem Fall dem 
einzelnen Kalenderjahr oder dem gesamten 
Abwicklungszeitraum entspricht. 

 1.1  Sachverhalt

Der Kläger ist Insolvenzverwalter über das 
Vermögen einer GmbH. Das Insolvenzver-
fahren wurde im Jahre 2003 eröffnet. Be-
klagt ist das FA. Der Streit dreht sich um die 
Besteuerung der Insolvenzschuldnerin in den 
Jahren 2003 bis 2005. Das FA hatte im Be-
steuerungsverfahren zur Festsetzung der Kör-
perschaftsteuer (KSt) zunächst kalenderjah-
resbezogen veranlagt. Mit Änderungsbeschei-
den vom 31. 8. 2006 setzte das FA die KSt  
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 10 II R 6/12, DStR 2013 S. 649.
 11 II R 57/07, BFHE 224 S. 279.
 12 C-123/11, DStR 2013 S. 392.
 13 C-527/11, s. u. BeckRS 2013, 80542.
 14 C-275/11, SteuK 2013 S. 134.

erfolgten Forderungsverkauf nicht rückwir-
kend in eine freigebige Zuwendung verwan-
deln. Die Entscheidung des BFH steht auch 
nicht im Widerspruch zur früheren Recht-
sprechung11. Zwar hatte der BFH hier ge-
urteilt, dass die Schenkung einer Forderung, 
hinsichtlich derer eine Besserungsabrede 
getroffen wurde, als ausgeführt gilt, sobald 
der Besserungsfall eingetreten ist. Dem lag 
jedoch die abweichende Sachverhaltskon-
stellation zugrunde, nach der die Forderung 
aus dem Besserungsschein nicht verkauft, 
sondern freigebig zugewandt worden war.

3. Weitere finanzgerichtliche Recht-
sprechung in Kürze 

3.1  Abzug endgültiger Verluste von 
EU-Tochter bei der Muttergesellschaft

Nach einem Urteil des EuGH12 vom 21. 2. 2013 
können Fallkonstellationen entstehen, in de-
nen die Mitgliedstaaten ausnahmsweise ge-
zwungen sind, Verluste gebietsfremder Toch-
tergesellschaften bei der Ermittlung der Be-
steuerungsgrundlage zu berücksichtigen. 

3.2  Verweigerung der Erteilung einer 
Identifikationsnummer wegen angeb-
lich fehlender Ausstattung

Anlässlich eines Falls aus Lettland hat der 
EuGH am 14. 3. 2013 entschieden13, dass es 
gegen die MwStSystRL verstößt, einer Ge-
sellschaft die Zuteilung einer Mehrwert-
steuer-Idnr. nur deshalb zu versagen, weil 
sie nach Ansicht dieser Verwaltung nicht 
über die (materiellen, technischen, finanzi-
ellen) Mittel verfügt, um die angegebene 
wirtschaftliche Tätigkeit auszuüben. 

3.3  Mehrwertsteuerbefreiung für exter-
nen Verwalter von Investmentfonds

Auf Vorlage des BFH vom 5. 5. 2011 hat der 
EuGH am 7. 3. 2013 geurteilt14, dass eine ver-
traglich zur Beratung eines Verwalters für 
einen Publikumsfonds verpflichtete Gesell-
schaft hierdurch mehrwertsteuerfreie Dienst-
leistungen erbringt. Diese Tätigkeit ist als 
„Verwaltung von Sondervermögen durch 
Kapitalanlagegesellschaften“ anzusehen und 
mithin zwingend von der MWSt zu befreien.

vorgenannten Gutschriften als freigebige 
Zuwendungen der AG an R und setzte ge-
gen R Schenkungsteuer von 335.405 € und 
350.000 € fest. Die von R erhobenen Ein-
sprüche blieben ohne Erfolg. Das angerufene 
FG hat ebenfalls das Vorliegen von freigebi-
gen Zuwendungen angenommen.

2.2  Entscheidung des BFH: Keine frei-
gebige Zuwendung

Eine nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG steuer-
pflichtige freigebige Zuwendung setzt – so 
der BFH – voraus, dass die Leistung zu einer 
Bereicherung des Bedachten auf Kosten des 
Zuwendenden führt und die Zuwendung 
(objektiv) unentgeltlich ist. Entsprechendes 
gelte auch im Falle der gemischten Schen-
kung, wenn einer höherwertigen Leistung 
eine Gegenleistung von geringerem Wert 
gegenüberstehe und die höherwertige Leis-
tung neben Elementen der Freigebigkeit 
auch Elemente eines Austauschvertrags ent-
halte, ohne dass sich die höherwertige Leis-
tung in zwei selbstständige Leistungen auf-
teilen lasse. Bei einer solchen gemischten 
Schenkung unterliege der Schenkungsteuer 
nur der (unselbstständige) freigebige Teil der 
Zuwendung. Dieser Teil sei die Bereicherung 
i. S. von § 10 Abs. 1 ErbStG und bestimme 
sich nach dem Verhältnis des Verkehrswerts 
der Bereicherung des Bedachten zum Ver-
kehrswert der Leistung des Schenkers. Für 
die Ermittlung des Verkehrswerts sei inso-
weit der Bewertungsstichtag entscheidend. 
Spätere Entwicklungen müss ten unberück-
sichtigt bleiben. Im vorliegen den Fall sei des-
halb auf den Bewertungsstichtag 15. 12. 2005 
abzustellen (Abschluss des Kaufvertrags 
bzgl. des Besserungsscheins). Da das FG nicht 
festgestellt habe, dass der Verkehrswert der 
von R erworbenen Forderung aus dem Bes-
serungsschein höher war als der Kaufpreis, 
habe dieser eine angemessene Gegenleistung 
für den Erwerb der Forderung dargestellt. 
Folglich habe die AG auch nicht den erfor-
derlichen Willen zur Freigebigkeit gehabt. 
Schon hierdurch sei das Vorliegen einer frei-
gebigen Zuwendung ausgeschlossen.

2.3  Rechtliche Würdigung 

Zutreffend hat der BFH entschieden, dass es 
für die Beurteilung der Freigebigkeit auf den 
Bewertungsstichtag ankommt. Der spätere 
Eintritt des Besserungsfalls muss unerheb-
lich sein und kann einen zum Verkehrswert 

abstraktes Schuldanerkenntnis (§ 781 BGB) 
unter der aufschiebenden Bedingung, dass 
den Gläubigern, welche im Rahmen eines 
Sanierungsvergleichs auf einen Teil ihrer 
Forderungen verzichtet haben, die erlasse nen 
Forderungen aus den zukünftigen Gewinnen 
der sanierten Kapitalgesellschaft – soweit sie 
eintreten – zurückzuzahlen sind. Die künf-
tige (und ungewisse) Forderung aus dem 
Besserungsschein ist handelbar. Die Unge-
wissheit, ob und in welcher Höhe Zahlungen 
bei Eintritt des Besserungsfalls erfolgen wer-
den, spiegeln sich naturgemäß im Verkehrs-
wert des Besserungsscheins wider. Der BFH 
hat sich in seiner Entscheidung vom 30. 1. 
201310 mit der Frage des Anfalls von Schen-
kungsteuer befasst, wenn der vom Käufer 
des Besserungsscheins bezahlte Verkehrs-
wert hinter den Zahlungen aufgrund des 
Besserungsfalls zurück bleibt.

2.1  Sachverhalt

Kläger sind die Erben des im Laufe des Revi-
sionsverfahrens verstorbenen R. Dieser war 
Mitgesellschafter der GmbH 1, welche allei-
nige Aktionärin einer AG gewesen ist. Ferner 
war R Mitgesellschafter der GmbH 2. Die bei 
der GmbH 2 in den Jahren 2000 bis 2003 
eingetretenen Verluste glich die AG durch 
die Gewährung von Darlehen i. H. von mehr 
als 2 Mio. € aus. Über diverse Zwischenver-
käufe nach Dezember 2003 erwarb R über 
die GmbH 3 sämtliche Gesellschaftsanteile 
an der GmbH 2. Am 30. 12. 2004 verzichtete 
die AG auf die Rückzahlung der an die 
GmbH 2 gewährten Darlehen, soweit dies für 
die Abwehr einer bilanziellen Überschul-
dung erforderlich war. Der Verzicht erfolgte 
unter Vereinbarung einer Besserungsabrede, 
wonach die Forderung der AG wieder entste-
hen sollte, wenn und soweit deren Erfüllung 
durch einen künftigen Bilanzgewinn oder 
Liquidationsüberschuss der GmbH 2 möglich 
ist, frühestens ab dem Geschäftsjahr 2007 
und maximal i. H. von 1 Mio. € jährlich. Für 
einen Kaufpreis von 1 Mio. € verkaufte die 
AG den Besserungsschein mit Kaufvertrag 
vom 15. 12. 2005 an den R. Der Kaufvertrag 
enthielt eine Regelung, nach der der Wert 
des Besserungsscheins keinesfalls den Kauf-
preis übersteige. 2007 und 2008 trat der Bes-
serungsfall ein, und dem Darlehenskonto des 
R bei der GmbH 2 wurden zum 31. 12. 2007 
961.593 € und zum 31. 12. 2008 1 Mio. € gut-
geschrieben. Das beklagte FA deutete die 
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